
S C H U T Z K O N Z E P T
H O M E K I R C H E

Gott hat uns eine Verantwortung für die Kirche gegeben. Diese gilt gegenüber allen
Erwachsenen , aber insbesondere auch gegenüber allen Kindern und Jugendlichen. Zum
Schutz unserer Heranwachsenden haben wir ein Schutzkonzept entwickelt. Dieses soll dazu
beitragen, Gewalt in jeglicher Form präventiv zu vermeiden und dagegen vorzugehen, wenn
doch Gewalt vorkommen sollte.

E I N L E I T U N G

Stand: 30.04.2026

P R Ä V E N T I O N

D U R C H G E F Ü H R T E  R I S I K O A N A L Y S E

Das Leitung hat beschlossen, dass in allen Tätigkeitsfeldern der HomeKirche die Kinder und
Jugendliche betreffen, Risikoanalysen nach den Empfehlungen der landeskirchlichen
Broschüre „Schutzkonzepte praktisch“ durchgeführt werden sollen. Mögliche institutionelle
Risiken für sexualisierte Gewalt und Übergriffe sollen aufgedeckt und zeitnah geeignete
Maßnahmen ergriffen werden, sie abzustellen oder zumindest zu minimieren. 

Die Risikoanalyse (siehe Anhang) enthält die wesentlichen Aspekte zum Schutz vor sexuellem
Übergriff und ist auf das jeweilige konkrete Tätigkeitsfeld zu beziehen. Konkrete
Schutzmaßnahmen sind ebenfalls Bestandteil der Risikoanalyse.

Mit der Risikoanalyse wollen wir dazu beitragen, mögliche Gefahren zu erkennen und durch
geeignete Schutzmaßnahmen ein klares Zeichen unserer Fürsorge gegenüber Kindern und
Jugendlichen zu setzen und das Vertrauen in die Kirche zu stärken.

E R W E I T E R T E S  F Ü H R U N G S Z E U G N I S

Als Kirche sehen wir uns in der Pflicht, den uns anvertrauten Kindern und Jugendlichen mit
der erforderlichen Fürsorge zu begegnen. Dazu gehört es zwingend zu gewährleisten, dass
unsere Mitarbeitenden die persönliche und sexuelle Grenzwahrung gegenüber Kindern und
Jugendlichen einhalten. Zur Sicherung dieser Vorgabe legen alle haupt- und nebenamtlich
Mitarbeitenden bei ihrer Einstellung und regelmäßig alle 5 Jahre auf Aufforderung ein
erweitertes Führungszeugnis (§30 a BZRG, § 72a SGB VIII) vor. Dies gilt auch für Honorarkräfte. 

Das erweiterte Führungszeugnis darf zum Zeitpunkt der Vorlage nicht älter als 6 Monate sein.
Die Vorlage eines erweiterten Führungszeugnisses von ehrenamtlichen Mitarbeitenden (ab 16
Jahren) ist nach der Art, Intensität und Dauer des Kontaktes mit Kindern und Jugendlichen
festzulegen. Für Ehrenamtliche gilt dies z.B., wenn sie Freizeiten mit Übernachtung begleiten
oder regelmäßig Jugendarbeit leiten. 

Die Einforderung des Führungszeugnisses darf nicht als grundsätzliches Misstrauen
gegenüber unseren Mitarbeitenden missverstanden werden. Vielmehr ist diese Maßnahme
eine Konsequenz aus unserer besonderen Sorgfaltspflicht gegenüber Kindern und
Jugendlichen. 

Die Kosten für die Führungszeugnisse trägt die Kirche. Bei Bewerbungen ist das erweiterte
Führungszeugnis Teil der Bewerbungsunterlagen. Kostenträger ist hier der Bewerber selbst.



Die Selbstverpflichtungserklärung dient allen Mitarbeitenden als Orientierungsrahmen und
formuliert verbindliche Regeln für den grenzachtenden Umgang mit Kindern und
Jugendlichen und auch für Kinder und Jugendliche untereinander. 

Mit der Unterzeichnung der Selbstverpflichtungserklärung (siehe Anhang) bestätigen alle
haupt-, neben- und ehrenamtlich Mitarbeitenden die Beachtung und Einhaltung dieser
Grundsätze. Dabei ist nicht alleine die Unterschrift, sondern das Gespräch einer
Leitungsperson mit dem einzelnen Mitarbeitenden das präventive Vorgehen. 

Die Selbstverpflichtung ist bei der Einstellung von Mitarbeitenden Bestandteil des
Einstellungsgesprächs und als Zusatz zum Arbeitsvertrag zu unterzeichnen. Bei bereits in der
HomeKirche tätigen Mitarbeitenden ist diese in 2-facher Ausfertigung zu unterzeichnen und
ein Original zu verwahren. Das andere Original erhält der Mitarbeitende. Bei ehrenamtlich
Tätigen ist die Selbstverpflichtungserklärung vor Aufnahme der Tätigkeit mit Kindern und
Jugendlichen ebenfalls in 2-facher Ausfertigung zu unterzeichnen, ein Original verbleibt in der
Kirche. Das andere Original erhält der Ehrenamtliche. 

Der Zusatz zur Selbstverpflichtungserklärung (siehe Anhang) folgt Regelungen des §72a im
Bundeskinderschutzgesetz und ist notwendig bei allen Mitarbeitenden, bei denen kein oder
noch kein erweitertes Führungszeugnis vorliegt.

Alle haupt-, neben- und ehrenamtlich Mitarbeitenden, die über die HomeKirche Kontakt zu
Kindern und Jugendlichen haben, sind zur Teilnahme an Schulungen zur Prävention gegen
(sexualisierte) Gewalt bereit.

Für haupt- und nebenberuflich Mitarbeitende zählt die Teilnahme an den Schulungen als
Dienstzeit und eine Kopie des ausgestellten Nachweises ist zur Personalakte zu nehmen. 

Für Ehrenamtliche wird der Nachweis über die Teilnahme an den Schulungen vermerkt und
dokumentiert.

S E L B S T V E R P F L I C H T U N G S E R K L Ä R U N G

S C H U L U N G E N  F Ü R  M I T A R B E I T E N D E

S O N S T I G E  M A S S N A H M E N

Alle Mitarbeitenden verpflichtet sich, keine seelsorgerlichen Gespräche mit Personen des
anderen Geschlechts zu führen, solange keine zweite Person dabei ist, welche dem Geschlecht
der seelsorgebedürftigen Person entspricht. Ausgenommen davon sind ausgebildete
Seelsorger, die in der Kirche als solche eingesetzt wurden. 

Während des Gottesdienstes gibt es eine Betreuung für die Kinder, in der die Mitarbeitenden
die Verantwortung für den Schutz der Kinder tragen. In den Zeiten vor oder nach dem
Gottesdienst sind die Sorgeberechtigten für den Schutz der Kinder verantwortlich. In dieser
Zeit übernimmt die HomeKirche keine Haftung.

Unsere Räumlichkeiten in der Kirche so gestaltet, dass es nahezu unmöglich ist, sich
unbemerkt mit einem Kind zurückzuziehen. Der Keller ist nur über das Nebengebäude mit
speziellem Schlüssel zu erreichen. Neben den Toiletten gibt es sonst keine Räumlichkeiten, die
ohne weiteres verschlossen werden könnten, sodass eine Aufsicht der Kinder erleichtert wird. 



Der HomeKirche benennt zwei weibliche und eine männliche Vertrauenspersonen, an die sich
jeder bei einem Verdacht von (sexualisierter) Gewalt wenden kann. Diese haben die Funktion
eines „Lotsen im System“. Sie sind nicht für die Fallberatung verantwortlich. Dies ist Aufgabe
der Fachberatungsstellen. 

Zu den Aufgaben der Vertrauenspersonen gehört es, für Betroffene erreichbar zu sein, deren
Angaben aufzunehmen, über die weiteren Verfahrenswege zu informieren und zu beraten. Die
Vertrauenspersonen können Hilfsangebote vermitteln. Sie sind mit erfahrenen Fachkräften
und Fachberatungsstellen vernetzt und stehen im Kontakt zu entsprechenden
Ansprechstellen. 

Als Vertrauenspersonen benennt die HomeKirche:

Janine Ashkiyan
Katharina Haase
Günther Degen
Timothy Schötten

K R I S E N I N T E R V E N T I O N
V E R T R A U E N S P E R S O N E N

I N T E R V E N T I O N S T E A M

Das Interventionsteam besteht aus folgenden Personen:

Trixi Degen
Günther Degen
Julia Köppen 
Horst Hermann
Gina Naumann

Das Interventionsteam hat die Fürsorge- und Aufsichtspflicht für die anvertrauten Kinder
oder die anvertrauten Jugendlichen und die Verantwortung gegenüber den
Personensorgeberechtigten sowie die Fürsorgepflicht für die unter Verdacht stehenden
Mitarbeitenden zu beachten. Das Interventionsteam hat im Falle des Verdachts das die
Leitung der Kirche vertraulich zu informieren, gründlich fachlich abzuwägen und
angemessen zu reagieren.

I N T E R V E N T I O N S L E I T F A D E N

B E S C H W E R D E  E N T G E G E N  N E H M E N

Bei einem angedeuteten, mitgeteilten oder beobachteten Verdacht auf sexualisierte Gewalt
gegenüber Kindern und Jugendlichen oder sonstigen abhängigen Personen, wendet sich die  
Person an eine Vertrauensperson bzw. an eine Person aus der Leitung, die wiederum das
Interventionsteam informiert.
Sobald die Meldung eines Verdachts auf sexualisierte Gewalt bei der Vertrauensperson oder
einem der Mitglieder des Interventionsteams eingeht, ruft diese Person das Interventionsteam
kurzfristig zur Einschätzung der Dringlichkeit, zu einer ersten Einschätzung der Sachlage,
Gefährdungseinschätzung gemäß § 8a SGB VIII, weiterer Maßnahmenplanung und möglicher
strafrechtlicher Bedeutung zusammen.

Die Aufnahme der Beschwerde erfolgt durch die Person, an die das Kind oder der*die
Jugendliche sich gewandt hat. Die Zuständigkeit für die jeweilige Beschwerde wird innerhalb
des Interventionsteams geklärt.



Für das Gespräch wird ein störungsfreier Raum gesucht und ausreichend Zeit eingeräumt.

Bei sexualisierter Gewalt oder anderen Formen von Kindeswohlgefährdung muss sofort zum
Wohl des Kindes oder des Jugendlichen gemäß Interventionsleitfaden gehandelt werden. Die
angesprochene Person ist zur Weiterleitung der Beschwerde an die Vertrauensperson oder
eine Person des Interventionsteams verpflichtet. Das Kind muss über diesen Schritt informiert
werden. Die Verantwortung für das weitere Vorgehen liegt bei dem Interventionsteams.

In Absprache mit dem Kind oder dem Jugendlichen und bei Fällen sexualisierter Gewalt nach
Rücksprache mit dem Interventionsteam werden die Erziehungsberechtigten über die
Beschwerde informiert und auch mit ihnen das weitere Vorgehen abgesprochen. Möchte das
Kind oder der Jugendliche nicht mit der Person, die es  zuerst aufgesucht hat, weitersprechen,
so wird mit ihm nach einer Person gesucht, der es vertrauen kann. 

Auf die Einbeziehung der Personensorgeberechtigten ist besonders zu achten, wenn
hierdurch der wirksame Schutz des Kindes nicht beeinträchtigt wird. Jegliche Information der
Öffentlichkeit/Medien muss in enger Abstimmung mit allen Verantwortlichen geschehen.

Der Opferschutz hat besondere Priorität:

Eine Konfrontation des vermuteten Täters ist in jedem Fall zu vermeiden. Das Kind/ der
Jugendliche sucht Hilfe, möchte aber nicht seine Familie oder sein soziales Umfeld verlieren.
Deshalb sind Interventionen ausschließlich mit Bedacht, Behutsamkeit, seelsorgerlichem
Gespür und Fachkompetenz durchzuführen. Das Kind oder der Jugendliche bleiben Eigner
des Prozesses. Das heißt alle Entscheidungen zum weiteren Verfahren werden gemeinsam
mit dem Kind, bzw. dem Jugendlichen getroffen. Der betroffenen Person und den
Personensorgeberechtigten wird, wenn gewünscht, Beratung angeboten oder vermittelt. Die
Verfahrensabläufe sind gegenüber der Betroffenen und den Personensorgeberechtigten
transparent zu halten.

Wenn es Zeugen gibt, die von dem Betroffenen und/oder dem Beschuldigten benannt
werden, so ist mit diesen ebenfalls jeweils ein Einzelgespräch zu führen – mit dem
verbindlichen Hinweis der absoluten Vertraulichkeit des Gesprächsinhalts. Geführt wird das
Gespräch von mindestens zwei Personen aus dem Interventionsteam.

G E S P R Ä C H  M I T  B E T R O F F E N E N  K I N D E R N / J U G E N D L I C H E N  U N D  D E R E N
S O R G E B E R E C H T I G T E N

G E S P R Ä C H  M I T  Z E U G I N N E N  /  Z E U G E N  U N D  A N D E R E N
M I T A R B E I T E N D E N  E T C .

G E S P R Ä C H  M I T  B E S C H U L D I G T E M  M I T A R B E I T E R

Die beschuldigte Person wird angehört, wenn dies ohne Gefährdung der Aufklärung des
Sachverhalts bzw. des strafrechtlichen Ermittlungsverfahrens möglich ist.

P R Ü F E N ,  O B  U N D  W E L C H E  F Ö R M L I C H E N  V E R F A H R E N  E I N Z U L E I T E N
S I N D

Die sogenannte Plausibilitätsprüfung geschieht im Interventionsteam und bewertet die
Fakten und die Aussagen der Beteiligten, so dass eine Entscheidung über die Kategorisierung
des Verdachtes fallen kann. Ist das Inventionsteam auf Basis der durch die Gespräche
gewonnenen Erkenntnisse zu der Einschätzung gekommen, dass ein begründeter Verdacht
besteht, so kann es erforderlich sein, die beschuldigte Person aus dem Arbeitsfeld
(Umsetzung, Hausverbot, Suspendierung) zu nehmen, auch bevor genauere
Ermittlungsergebnisse vorliegen. Dies gilt insbesondere, wenn Übergriffe auf weitere
Personen zu befürchten sind. Diese Maßnahmen erfordern eine vorherige Anhörung der
beschuldigten Person. 



Unbeschadet der hier aufgezeigten internen Ansprechbarkeiten und Aufarbeitungsroutinen
im Zuständigkeitsbereich der HomeKirche bei Fällen von Verdacht auf sexualisierte Gewalt ist
darauf hinzuweisen. 

Betroffenen, Personensorgeberechtigten, Mitarbeitenden und ggf. andere Zeugen steht es
davon unabhängig und auf der Grundlage eigener Abwägungen offen, Strafanzeige bei den
strafrechtlichen Ermittlungsbehörden (Polizei und Staatsanwaltschaft) zu erstatten.

Die Strafverfolgungsbehörden werden grundsätzlich über tatsächliche Anhaltspunkte
informiert, die darauf hindeuten, dass eine Straftat gegen die sexuelle Selbstbestimmung
begangen wurde.

In allen Fällen von Verdacht auf (sexualisierter) Gewalt mit strafrechtlicher Relevanz wird vom
Interventionsteam immer die Möglichkeit der Erstattung einer Strafanzeige gegen den bzw.
die Mitarbeitende geprüft. 

Ausnahmen von der Strafanzeige können im Einzelfall gemäß den Vorgaben des
Unabhängigen Beauftragten der Bundesregierung erfolgen, wenn die betroffene Person bzw.
deren Personensorgeberechtigten die Erstattung einer Strafanzeige ausdrücklich ablehnen
und die Gefahr einer Re-Traumatisierung besteht.

Im Falle eines unbegründeten Verdachts hat das Interventionsteam geeignete
Rehabilitierungsmaßnahmen in Absprache mit dem fälschlich beschuldigten Mitarbeitenden
vorzuschlagen und kann an Formulierungen für die Leitung und die Mitarbeitenden
mitwirken.

I N T E R V E N T I O N S L E I T F A D E N  „ U N B E G R Ü N D E T E R  V E R D A C H T "

D O K U M E N T A T I O N

Die Gefährdungseinschätzung, der Schutzplan und die geplante Maßnahmen sind
entsprechend zu dokumentieren und sicher aufzubewahren.

P R Ü F E N ,  O B  U N D  W E L C H E  F Ö R M L I C H E N  V E R F A H R E N  E I N Z U L E I T E N
S I N D



S E L B S T V E R P F L I C H T U N G S E R K L Ä R U N G  F Ü R
M I T A R B E I T E N D E  D E R  J U G E N D A R B E I T

Die Arbeit der HomeKirche, insbesondere mit Kindern, Jugendlichen und anderen
Schutzbefohlenen, geschieht im Auftrag und Angesicht Gottes. Unsere Arbeit mit allen
Menschen, insbesondere mit Kindern, Jugendlichen und anderen Schutzbefohlenen, ist
getragen von Respekt, Wertschätzung und Vertrauen. Wir achten die Persönlichkeit und
Würde aller Schutzbefohlenen, gehen verantwortlich mit ihnen um und respektieren
individuelle Grenzen. 

Dies anerkennend, wird die folgende Selbstverpflichtungserklärung abgegeben:

Ich verpflichte mich, dazu beizutragen, ein sicheres, förderliches und ermutigendes Umfeld
für Kinder, Jugendliche und andere Schutzbefohlene zu erhalten und/oder zu schaffen.

Ich verpflichte mich, alles zu tun, damit in der Arbeit mit Kindern, Jugendlichen und
anderen Schutzbefohlenen sexualisierte Gewalt, Vernachlässigung und andere Formen der
Gewalt verhindert werden.

Ich verpflichte mich, die individuellen Grenzen aller Menschen zu respektieren und die
Intimsphäre sowie die persönliche Schamgrenze zu achten.

Ich bin mir meiner besonderen Verantwortung als Mitarbeiter oder Mitarbeiterin bewusst
und missbrauche meine Rolle im Umgang mit Kindern, Jugendlichen und anderen
Schutzbefohlenen nicht. Ich beachte das Abstands- und Abstinenzgebot.

Ich nehme alle Kinder, Jugendliche und andere Schutzbefohlenen bewusst wahr und
achte dabei auch auf mögliche Anzeichen von Vernachlässigung und Gewalt. Ich achte auf
Grenzüberschreitungen durch Mitarbeitende und Teilnehmende in der Arbeit mit Kindern,
Jugendlichen und anderen Schutzbefohlenen. In Zweifelsfällen und bei
Grenzüberschreitungen hole ich mir Hilfe bei einer Vertrauensperson oder der Leitung der
Kirche. 

Bei jeder Vermutung sexualisierter Gewalt werde ich entsprechend dem Interventionsplan
des Schutzkonzeptes der HomeKirche vorgehen.

Ich verpflichte mich, beim Verdacht auf sexualisierte Gewalt gegenüber der Presse und in
sozialen Netzwerken keine Informationen, Mutmaßungen und persönliche Einschätzungen
weiterzugeben.

Falls ich im Laufe meiner Tätigkeit Kenntnis von Ermittlungen wegen einer Straftat
bezüglich sexualisierter Gewalt gegen mich erlange, informiere ich hierüber die mir
vorgesetzte Person.

Name

Datum Unterschrift



Z U S A T Z  Z U R  
S E L B S T V E R P F L I C H T U N G S E R K L Ä R U N G

Vorname

Datum Unterschrift

Name

Straße, Hausnummer Wohnort

Geburtsdatum Geburtsort

Ich bestätige, dass das Bundeszentralregister in Bezug auf meine Person meines Wissens
nach keine Eintragungen über Verurteilungen wegen Straftaten nach den §171,174-174-c, 176
-180a,181 a,182 bis 184f. 225, 232-233.a, 234, 235 oder 236 Strafgesetzbuch enthält und auch keine
entsprechenden Verfahren gegen mich anhängig sind.

Ich verpflichte mich, die HomeKirche über die Einleitung entsprechender Verfahren zu
informieren.



D O K U M E N T A T I O N  D E R  E I N S I C H T N A H M E
I N  E R W E I T E R T E  F Ü H R U N G S Z E U G N I S S E
E H R E N A M T L I C H E R  D E R  H O M E K I R C H E
G E M Ä S S  §  7 2 A  S G B  V I I I

Datum

Es ist kein Eintrag über eine rechtskräftige Verurteilung wegen einer Straftat nach den §171, 174
bis 174c, 176 bis 180a, 181a, 182 bis 184f, 225, 232 bis 233a, 234, 235 oder 236 des Strafgesetzbuchs
vorhanden.

Hiermit erkläre ich mich mit der Speicherung der oben angegebenen Daten einverstanden.
Gemäß der datenschutzrechtlichen Bestimmungen des § 72a (5) SGB VIII ist eine Weitergabe
der Daten nicht gestattet.

Die Daten sind spätestens drei Monate nach Beendigung der Tätigkeit für den freien Träger
der Jugendhilfe zu löschen. Kommt es zu keiner Mitarbeit, sind die Daten unverzüglich zu
löschen

Ort, Datum

Vorname des Mitarbeiters Nachname des Mitarbeiters

Straße, Hausnummer Wohnort

Entsprechend dem Bundeskinderschutzgesetz ist zu überprüfen, ob ein Eintrag über eine
rechtskräftige Verurteilung wegen einer Straftat nach den §171, 174 bis 174c, 176 bis 180a, 181a,
182 bis 184f, 225, 232 bis 233a, 234, 235 oder 236 des Strafgesetzbuchs vorhanden ist. 

Wir weisen darauf hin, dass entsprechend § 72 a SGVIII jede Person von einer Tätigkeit in der
Jugendarbeit auszuschließen ist, die entsprechend der oben angeführten Paragrafen
rechtmäßig verurteilt ist.

Das erweiterte Führungszeugnis darf nicht älter als 3 Monate sein. Eine erneute
Einsichtnahme ist nach fünf Jahren vorzunehmen.

Der oben genannte Mitarbeiter hat ein erweitertes Führungszeugnis zur Einsichtnahme
vorgelegt. Das erweiterte Führungszeugnis wurde ausgestellt am:

Unterschrift der für die
Einsichtnahme zuständigen
Person der HomeKirche

Unterschrift des Mitarbeiters
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	Wenn es Zeugen gibt, die von dem Betroffenen und/oder dem Beschuldigten benannt werden, so ist mit diesen ebenfalls jeweils ein Einzelgespräch zu führen – mit dem verbindlichen Hinweis der absoluten Vertraulichkeit des Gesprächsinhalts. Geführt wird das Gespräch von mindestens zwei Personen aus dem Interventionsteam.
	Die beschuldigte Person wird angehört, wenn dies ohne Gefährdung der Aufklärung des Sachverhalts bzw. des strafrechtlichen Ermittlungsverfahrens möglich ist.
	Die sogenannte Plausibilitätsprüfung geschieht im Interventionsteam und bewertet die Fakten und die Aussagen der Beteiligten, so dass eine Entscheidung über die Kategorisierung des Verdachtes fallen kann. Ist das Inventionsteam auf Basis der durch die Gespräche gewonnenen Erkenntnisse zu der Einschätzung gekommen, dass ein begründeter Verdacht besteht, so kann es erforderlich sein, die beschuldigte Person aus dem Arbeitsfeld (Umsetzung, Hausverbot, Suspendierung) zu nehmen, auch bevor genauere Ermittlungsergebnisse vorliegen. Dies gilt insbesondere, wenn Übergriffe auf weitere Personen zu befürchten sind. Diese Maßnahmen erfordern eine vorherige Anhörung der beschuldigten Person.
	Unbeschadet der hier aufgezeigten internen Ansprechbarkeiten und Aufarbeitungsroutinen im Zuständigkeitsbereich der HomeKirche bei Fällen von Verdacht auf sexualisierte Gewalt ist darauf hinzuweisen.
	Betroffenen, Personensorgeberechtigten, Mitarbeitenden und ggf. andere Zeugen steht es davon unabhängig und auf der Grundlage eigener Abwägungen offen, Strafanzeige bei den strafrechtlichen Ermittlungsbehörden (Polizei und Staatsanwaltschaft) zu erstatten.
	Die Strafverfolgungsbehörden werden grundsätzlich über tatsächliche Anhaltspunkte informiert, die darauf hindeuten, dass eine Straftat gegen die sexuelle Selbstbestimmung begangen wurde.
	In allen Fällen von Verdacht auf (sexualisierter) Gewalt mit strafrechtlicher Relevanz wird vom Interventionsteam immer die Möglichkeit der Erstattung einer Strafanzeige gegen den bzw. die Mitarbeitende geprüft.
	Ausnahmen von der Strafanzeige können im Einzelfall gemäß den Vorgaben des Unabhängigen Beauftragten der Bundesregierung erfolgen, wenn die betroffene Person bzw. deren Personensorgeberechtigten die Erstattung einer Strafanzeige ausdrücklich ablehnen und die Gefahr einer Re-Traumatisierung besteht.
	Im Falle eines unbegründeten Verdachts hat das Interventionsteam geeignete Rehabilitierungsmaßnahmen in Absprache mit dem fälschlich beschuldigten Mitarbeitenden vorzuschlagen und kann an Formulierungen für die Leitung und die Mitarbeitenden mitwirken.
	Die Gefährdungseinschätzung, der Schutzplan und die geplante Maßnahmen sind entsprechend zu dokumentieren und sicher aufzubewahren.
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